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Deutschland
E I N W A N D E R U N G

Raum ohne Volk
Wird die Debatte über die Einwanderung zum beherrschenden gefährlichen Wahlkampfthema? 

Ohne Zuzug droht ein Kollaps der Volkswirtschaft, denn die einheimische Bevölkerung schrumpft in
diesem Jahrhundert dramatisch. Doch wer hinein soll und wer nicht, muss gesteuert werden.
Sie flohen vor Hunger, Armut und
Kriegen, vor politischer und religiöser
Verfolgung. 70 Tage lagen sie zusam-

mengepfercht in stickiger Luft, bei schim-
meligem Brot und fauligem Wasser. Als
das Land ihrer Träume in Sicht kam, wa-
ren 100 der 544 Einwanderer tot.

Wie die unglückseligen Passagiere im
Zwischendeck des umgebauten Frachtseg-
lers „Leipnitz“, der 1867 einem Totenschiff
gleich den Atlantik von Hamburg nach New
York überquerte, suchten im 19. Jahrhun-
dert massenweise geknechtete Landarbeiter,
brotlose Handwerker, gescheiterte Revolu-
tionäre und Abenteurer aller Art ihr Glück
in der Neuen Welt. Fast 8 Millionen Deut-
sche wanderten zwischen 1815 und 1930 in
die USA aus. 50 Millionen Europäer ver-
ließen in dieser Zeit den Kontinent, auf dem
die Bevölkerung explosionsartig wuchs.

Noch immer nehmen Menschen mitunter
tödliche Strapazen auf sich, um in ein Land
2

ndische Computerschülerinnen: Wahlkampf m
des besseren Lebens zu gelangen – doch
der Strom der Wanderbewegung hat sich
gedreht. Rund 1,3 Millionen Fremde streben
derzeit pro Jahr in die Europäische Union,
weit mehr als in die Vereinigten Staaten von
Amerika. Deutschland ist momentan neben
England das beliebteste Ziel aller Migranten
aus meist armen Staaten, die Asyl oder Ar-
beit, am besten beides, suchen. 

Der Drang in reiche Länder wie
Deutschland wird in diesem Jahrhundert
noch gewaltig steigen: Das Welt-Wohl-
standsgefälle zwischen den wenigen Län-
dern oben und den vielen ganz unten
nimmt zu, die Bevölkerung wächst gerade
in den armen Regionen, während sie in
Europa dramatisch schrumpfen wird.

Eine globale Völkerwanderung ist auf
dem Weg, angetrieben auch durch die
überall verbreiteten Fernsehbilder von der
schönen Welt des Westens, erleichtert
durch interkontinentale Billigflüge. Zwi-
d e r  s p i e g e l 4 3 / 2 0 0 0

it Abschottungsparolen
schen 70 und 100 Millionen Menschen su-
chen weltweit nach einer besseren Zukunft
jenseits der Grenzen ihrer Heimat. 

Lange Jahre reagierten Regierende in
Deutschland auf diese längst sichtbaren Ver-
werfungen mit „demonstrativer politischer
Erkenntnisverweigerung“, wie der Osna-
brücker Migrationsforscher Klaus J. Bade
feststellte, ein ganzes Land betrieb „Ver-
steckspiel mit der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit“. Es galt die Devise der CDU/CSU,
die auch Sozialdemokraten willig übernah-
men: „Die Bundesrepublik ist kein Ein-
wanderungsland.“

Nun ist die Debatte über das Einwande-
rungsland Deutschland doch noch unver-
hofft, aber heftig ausgebrochen. Eher verse-
hentlich hatte Kanzler Gerhard Schröder mit
seiner Green-Card-Initiative im Februar den
Anstoß gegeben – er wollte eigentlich nur
dem aktuellen Mangel bei den Unterneh-
men der Informationstechnologie abhelfen.
–28 %

Was wäre, wenn
Deutschland
bis zum Jahr
2050. . .

Sterbendes Volk
In einer Studie errechnete die Uno Bevöl-
kerungsszenarien für die Bundesrepublik
Deutschland bis zum Jahr 2050.
Basis war der Bevölkerungsstand 1995:

Bevölkerung 81,7 Mio.

Personen im erwerbsfähigen Alter
(15- bis 64-Jährige) 55,8 Mio.

Altersquotient
(Relation der 15- bis 64-Jährigen
zur Bevölkerung über 65 Jahre) 4,4:1

. . . keine
Zuwanderung hätte?
Szenario ohne
Berücksichtigung
von Zuwanderung

Netto-Zuwanderung
pro Jahr 1995 bis 2050

Bevölkerung
im Jahr 2050

Zu-, Abnahme gegen-
über 1995 in Prozent

Altersquotient 2050
Relation der 15- bis 64-Jährigen
zu den über 65-Jährigen

keine

58,8 Mio.
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„Deutschland 
steht international 
in der Konkurrenz 
um die besten Leute“

derer: Durchgehende Kette im Untergrund
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Doch mit seinem Vor-
schlag brachte der Kanzler
die Union in einen peinli-
chen Zugzwang. Wie ver-
gangenes Jahr in Hessen
und dieses Frühjahr in
Nordrhein-Westfalen füh-
ren die Christdemokraten
Wahlkämpfe gern mit Ab-
schottungsparolen („Kin-
der statt Inder“) – ande-
rerseits verlangt die der
Partei traditionell verbun-
dene Wirtschaftsklientel
offene Grenzen für qualifi-
zierte Ausländer. 

Der Unions-Fraktions-
chef Friedrich Merz tappte
just in diese Falle, als er das
Zuwanderungsproblem vor-
letzte Woche als Thema für
den Bundestagswahlkampf
ins Spiel brachte. Kontro-
verse Diskussionen löste er
damit besonders in der Uni-
on aus. Denn der Saar-Chef
Peter Müller will das Kon-
fliktpotenzial Einwande-
rung zunächst in der von
ihm geleiteten CDU-eige-
nen Kommission beraten.
Die hat erst einmal getagt,
soll aber möglicherweise
schon in diesem Jahr Eck-
punkte für eine Regelung
vorlegen – einer davon wird
wohl die Abschaffung des
Grundrechts auf Asyl sein.

Daran will die Regierung bisher festhalten
– besonders für die Grünen ist dieser Ver-
fassungsartikel ein Essential. Auch die Re-
gierung versucht, das gefährliche Thema
zunächst in einer Kommission – geleitet von
der Ex-Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth
(CDU) – unschädlich zwischenzulagern.
Doch einzelne Kommissionsmitglieder wie
der Grüne Ralf Fücks gaben schon durch
vorlaute Äußerungen der Debatte Zunder –
und erzürnten damit die Vorsitzende Süss-

Illegale Einwan
–10%

.. .die Bevöl
stabil halten
Zuwanderungs
Ziel einer stabi
zahl von 81,7 

ine mäßige Zuwanderung
te? Szenario bei einer jährlichen
anderung von 240000 Personen
1995 bis 2005 und 200000
onen von 2005 bis 2050.

00 000 bis
40000

3,3 Mio.

2,1

3240

81,7

2,3

keine
muth. Dabei hält Fücks die Kommission für
„eine historische Chance“. Die „Funktions-
elite der Republik, von der Kirche bis zur
Großindustrie, vom Handwerk bis zur Wis-
senschaft“, habe „die dramatischen demo-
grafischen Veränderungen“ erkannt. 

Kanzler Schröder wollte ursprünglich
ein Einwanderungsgesetz erst in der nächs-
ten Legislaturperiode auf den Weg brin-
gen. Nun fürchtet er, dass die Union ihm
mit einer Ausländerkampagne wie in 
+13%

kerungszahl
 wollte?
politik mit dem
len Bevölkerungs-
Millionen.

. . .die Zahl der 15- bis 64
Jährigen stabil halten wo
Zuwanderungspolitik mit dem
Ziel, die Personen im erwerbs
Alter (15 bis 64) bei 55,8 Milli
stabilisieren.

00

Mio.

458000

92 Mio.

2,4

d e r  s p i e g e l 4 3 / 2 0 0 0
Hessen den Bundestagswahlkampf 2002
verderben könnte – und will das Gesetz
vorziehen. „Wir haben überhaupt keinen
Grund, da etwas hinauszuschieben“,
verkündete er vergangene Woche. 

Das Tabu ist gebrochen, die Diskussion
über das Thema Einwanderung läuft quer
zu gewohnten Fronten in den Parteien.
Konkrete und praktikable Antworten sind
nötig auf die Fragen: Wer darf rein? Wer
nicht? Wer muss raus?

„Wenn sich Handels- und Finanzströme
globalisieren, muss auch die Bevölkerungs-
politik global werden“, meint ein deutscher
Unternehmer. „Deutschland steht im härter
werdenden internationalen Wettbewerb
auch in der Konkurrenz um die besten Leu-
te.“ Der Unternehmer heißt Vural Öger,
Gründer und Chef des Reiseveranstalters
Öger Tours. Er ist selbst das beste Beispiel
für eine erfolgreiche Einwandererkarriere,
die auch dem Einwanderungsland nützt.

Als er 1961 in Berlin sein Studium der In-
genieurwissenschaften begann, wurde er
als 31. Türke in Berlin noch mit Handschlag
begrüßt. 1967 verprügelte ihn die Polizei
bei den Anti-Schah-Demonstrationen der-
art, dass Öger wochenlang im Kranken-
haus liegen musste. Ein engagierter linker
Anwalt holte vor Gericht dafür wenigstens
eine bescheidene Entschädigung heraus:
Er hieß Otto Schily.

Ögers 1969 gegründeter Reisedienst ist
längst nicht mehr nur auf der Gastarbeiter-
route Berlin–Bosporus tätig, Öger Tours
transportiert ebenso deutsche Urlauber in
die Karibik. Ein Flugzeugabsturz 1996 scha-
dete nur kurzzeitig dem Ruf. 1998 machte
die Firma mit rund 200 Mitarbeitern einen
Umsatz von knapp einer Milliarde Mark. 

Seinen früheren Anwalt trifft der
deutsch-türkische Alt-68er noch immer ab
+
266%
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. . .den Altersquotienten
stabil halten wollte?
4,4  Personen zwischen 15 und 64
Jahren  kamen 1995 auf eine Person
über 65 Jahre. Sollte diese Relation
stabil bleiben, käme man bis 2050
zu unrealistischen Zuwanderungen.

3,4 Mio.

299Mio.

4,4

43



Deutschland

hiff in New York (um 1910): Schimmeliges Brot, fa

Innenminister Schily mit Grenzschützern
Das Tabu ist gebrochen
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Das Feindbild 
Fremder ist tief im 
deutschen Unter-
bewusstsein verankert
und zu, etwa als Mitgründer einer von
Öger ins Leben gerufenen Stiftung zur In-
tegration der türkischen „Gastarbeiter“
und als Mitglied von Schilys Zuwande-
rungskommission. Ein Einwanderungs-
gesetz hält Öger für dringend nötig:
„Deutschland braucht Einwanderer, um
unbeschadet in die Zukunft zu kommen.
Wie will Deutschland denn sonst zukünf-
tig seine Rentnerarmee finanzieren?“

Es gibt mittlerweile zahllose Beispiele
wie Öger: neue Deutsche, ob noch mit aus-
ländischem Pass, schon mit dem der Bun-
desrepublik oder beiden, die selbstbewusst
Karriere in Deutschland machen, ohne ihre
Wurzeln zu verleugnen. Auch in den Par-
lamenten sind sie, wie zum Beispiel der
grüne Bundestagsabgeordnete Cem Özde-
mir, anerkannte Meinungsführer. 

In ihrem vergangene Woche vorgestell-
ten Familienbericht konstatierte die Bun-
desregierung, dass „Migranten keinesfalls
vor allem sozial schwach und bedürftig“
sind. Die Quote selbständiger Unterneh-
mer sei unter ihnen über-
durchschnittlich hoch.

Als Moderatoren im
Fernsehen können Cherno
Jobatey, dessen Vater aus
Gambia stammt, oder die
Sudanesin Nadja Abd El
Farrag durchaus reüssieren
– während Farbige ohne
berühmten Namen schon
mal auf der Straße erschla-
gen werden.

Selbstverständlich ak-
zeptieren es die Deutschen
zum Beispiel, dass Sportler
aus anderen Ländern in
Nationalmannschaften für
Deutschland kämpfen. Mus-
tafa Dogan, 24, etwa wur-
de 1998 von Berti Vogts als
erster Türke in den Kader
der A-Nationalmannschaft
aufgenommen. Mit zwei
Jahren war er nach
Deutschland gekommen,
wo sein Vater schon seit
sechs Jahren als Schlosser
und Stahlbauer arbeitete.
„Ich lebe in beiden Kultu-
ren, ich habe von beiden et-
was abbekommen“, sagt

Einwanderersc
44
Dogan, „und das empfinde ich als Berei-
cherung.“

1996 wechselte der Fußballer von Bayer
Uerdingen für 2,3 Millionen Mark zum
Club Fenerbahçe Istanbul („eine rein pro-
fessionelle Entscheidung“). Seine neuen
Kameraden nannten den Türken aus
Deutschland sogleich nur den „Alman“.
Wenn Dogan für die deutsche National-
mannschaft antritt, hat er das Gefühl: „Ich
spiele für mein Land.“

Quer durch die Disziplinen finden sich
inzwischen ausländische Spitzensportler 
im Einsatz für Deutschland. Der in Tsche-
chien geborene David Prinosil, 27, nennt
heute Deutschland „meine Heimat“, kämpft
beim Tennis-Daviscup für dieses sein 
Land und zählt zu den 100 besten Profis 
der Welt. 

Boxweltmeister Dariusz Michalczewski,
32, Wahl-Hamburger aus Polen, kassiert die
höchsten Gagen, die je ein deutscher Boxer
erreicht hat. Mit einem Stück des Herzens
in der Heimat, so Michalczewski, „boxt mei-
ne Faust ganz allein für Deutschland“. 

Das Bild vom schmarotzenden Fremden,
so wie es an Stammtischen herumgeistert,
führt Liz Baffoe, 31, jede Woche Millionen
Menschen vor Augen, als die Farbige Mary
in der Fernsehserie „Lindenstraße“. Alle
Klischees sind dabei: Sie führt eine Schein-
ehe mit dem bigotten Pedanten Olaf, ein
Verwandter ist Drogendealer und richtig
Deutsch kann sie auch nicht.

Baffoes Existenz im realen Leben sieht
anders aus. Sie wurde in Bonn als Tochter
eines ghanaischen Botschaftsattachés ge-
boren. Nach dem Tod des Vaters vor 19
Jahren wollte die Familie weiter in
Deutschland bleiben. Abrupt rutschte sie
vom Privilegiertenstatus eines Diploma-
tenkindes in die Niederungen des Auslän-
derrechts, mit regelmäßigen Vorstellungen
bei der Behörde wegen einer verlängerten
Aufenthaltsgenehmigung. Ihr Bruder Toni
machte als Fußballer bei Fortuna Düssel-
dorf Karriere.

Als Liz Baffoe sich nach dem Abitur
zunächst weder für ein Studium noch die
Schauspielerei entscheiden konnte, drohte
ihr das Amt den Rausschmiss aus dem Ge-
burtsland an. 
Inzwischen hat sie zwar einen deutschen
Pass, muss bei der Einreise aber immer 
mal wieder den Grenzschützern ihre deut-
schen Sprachkenntnisse vorführen – das
Dokument könnte ja gefälscht sein. Beim 
Blutspenden wurde sie abgewiesen, weil
das angeblich nur deutschen Staatsbürgern
vorbehalten sei. Ihr Pass stiftete erhebli-
che Verwirrung, der Aderlass wurde ihr
dennoch verweigert: Das „Blutprinzip“ 
des „ius sanguinis“, bis vor kurzem strik-
te Grundlage des deutschen Staatsan-
gehörigkeitsrechts, nahmen die Sanitäter
wörtlich.

Das Feindbild Fremder ist offenbar tief
im Unterbewusstsein verankert. Es sind
zwar nur vergleichsweise wenige der rund

7,3 Millionen in Deutsch-
land lebenden Ausländer,
die dem Zerrbild des
Scheinasylanten entspre-
chen, der sich die staat-
lichen Leistungen er-
schleicht, seinen Aufenthalt
mit Tricks und Lügen ins
Unendliche verlängert oder
mit Drogenhandel und
Prostitution kriminelle Ge-
schäfte macht. Doch die
auffällige Minderheit prägt
die Meinung, die sich 
beim deutschen Bürger
über „den“ Fremden breit
macht, weit stärker als 
die unauffällig angepasste
Mehrheit der Ausländer.

Die problematischen Fäl-
le finden sich überwiegend
unter jenen rund 500 000
Ausländern, die ohnehin
das Land verlassen sollen
oder bei denen diese Frage
noch geprüft wird. Ein
großer Teil dieser Gruppe
wäre eigentlich zur Ausrei-
se verpflichtet, etwa weil
ein Asylantrag endgültig ab-
gelehnt oder aus anderen

uliges Wasser
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ternehmer Öger
Uni mit Handschlag begrüßt

Tennisspieler Prinosil
Beim Daviscup im deutschen Team
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Gründen eine Abschiebung ange-
droht ist. Bei circa 220 000 läuft
noch das Asylverfahren. Nach den
Erfahrungswerten des Bundes-
flüchtlingsamts erhalten etwa 15
Prozent einen Asylstatus.

Doch auch diejenigen, die ei-
gentlich längst weg sein sollten,
können – ohne ihre Schuld –
schlicht nicht abgeschoben wer-
den: Solange in ihren Heimatlän-
dern schwere Gefahr für Leib und
Leben droht, dürfen die Flüchtlin-
ge schon aus Rechtsgründen hier
bleiben. Andere Staaten werden
einfach nicht angeflogen, wie Af-
ghanistan, der Irak und Somalia.
Oder die Sicherheit der deutschen Begleit-
beamten am Zielort ist nicht gewährleistet,
etwa in Bürgerkriegsländern wie Sierra
Leone, Kongo-Kinshasa oder Kongo-
Brazzaville. Einige Länder, besonders in
Afrika, weigern sich – mangels entspre-
chender bilateraler Abkommen –, die flüch-
tigen Bürger wieder aufzunehmen.

Viele Migranten sorgen allerdings selbst
nach Kräften vor, dass sie nicht wieder
zurück in die Heimat müssen. Rund 90 Pro-
zent der Asylbewerber aus Afrika, sagt 
Norbert Smekal von der Hamburger Aus-
länderbehörde, kommen ohne Ausweispa-
piere an. Manche behaupten, sie hießen Na-
poleon oder Michael Schumacher und kä-

Reiseun
An der 
men aus dem – abschiebungssicheren – Sier-
ra Leone. „Der Gipfel der Abgebrühtheit“,
empört sich Smekal. Viele sagen gar nichts.

Je mehr die Regierung die legalen Mög-
lichkeiten, ins Land zu kommen, be-
schränkt, desto heftiger boomt das Geschäft
mit den kriminellen Schleuserbanden. 1993
erschwerte die Bundesrepublik die Einreise
für mögliche Asylanten, etwa durch ver-
schärfte Grenzüberwachung oder Asylge-
setzgebung mit so genannten sicheren Dritt-
staaten wie Polen und Tschechien. Wer aus
einem dieser Länder kommt, kann schon an
der Grenze zurückgeschoben werden. 

Doch nun kommen statt der offiziellen
Asylanten von einst die Migranten dieser
Welt von Anfang an als Illegale ins Land.
Die Behörden tun sich schwer mit der 
zunehmenden Professionalisierung der
Schleuser. „Der Markt ist viel attraktiver
geworden“, sagt Udo Schröder von der 
Polizei-Projektgruppe Schleuserkrimina-
lität. „Wir haben es fast nur noch mit 
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Schauspielerin Baffoe*
Beim Blutspenden abgewiesen

W
D
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Grüner Özdemir, Boxer Michalczewski: Herz in 
Organisierter Kriminalität zu tun, die Ge-
winnspanne ist enorm hoch.“

Von der Anwerbung in der Heimat
durch Zeitungsanzeigen bis zur Betreuung
am Zielort mit Wohnung und Job – beliebt
sind Gastronomie, Baugewerbe, Reinigung,
Drogen und Prostitution – ist eine durch-
gehende Kette im Untergrund organisiert. 

Wie soll Deutschland solche unge-
betenen Gäste wieder loswerden? Uner-
wünschte Asylanten durch Änderungen am
Asyl-Artikel 16a des Grundgesetzes fern
zu halten – wie es die Union fordert –
bringt schon allein zahlenmäßig wenig. Das

* Als Mary in der Fernsehserie „Lindenstraße“.
Grundrecht auf Asyl spielt in der Praxis
längst nicht mehr die Hauptrolle. Zuneh-
mend ist der Schutz nach der Genfer Kon-
vention an diese Stelle getreten. 

Von Januar bis September 2000 wurden
durch Entscheidung des Flüchtlingsbundes-
amtes nur knapp 2,9 Prozent der Asylbe-
werber nach Artikel 16a anerkannt, mehr als
doppelt so viele (6,9 Prozent) erhielten die
Anerkennung als Flüchtling gemäß der Gen-
fer Flüchtlingskonvention. Nach diesem
Vertrag haben Menschen, die vor rassisti-
scher, politischer oder
religiöser Verfolgung
fliehen, Schutz vor Ab-
schiebung. Dieses so
genannte kleine Asyl
greift auch, wo der
Schutz nach Artikel
16a verweigert wird –
etwa, wenn erst eine
politische Betätigung
nach der Ankunft in
Deutschland zur Ge-
fahr einer politi-
schen Verfolgung im
Herkunftsland führen
könnte. 

Die von der
CDU/CSU gewünsch-
te Umwandlung des 
individuellen Grund-
rechts auf Asyl in eine

so genannte institutionelle Garantie ändert
auch rechtlich nur wenig. „Die Genfer
Flüchtlingskonvention“, stellt die Auslän-
derbeauftragte Marieluise Beck (Bündnis
90/Die Grünen) fest, „bindet uns inhaltlich
praktisch genauso wie das Grundgesetz.“ 

Auch Kay Hailbronner, die konservative
Autorität auf dem Gebiet des Ausländer-
und Völkerrechts, stellt fest: „Aus der Gen-
fer Flüchtlingskonvention können Verfolgte
persönliche Ansprüche ableiten, an die die
Bundesrepublik kraft Völkergewohnheits-
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n Hamburg): Manche behaupten, sie hießen Nap
rechts sogar gebunden
wäre, wenn sie die Flücht-
lingskonvention aufkündi-
gen würde.“ 

Abgelehnte Asylsuchen-
de, so eine häufige Kritik,
können es sich dank der
langwierigen Gerichtsver-
fahren weiter im Land be-
quem machen. Die eigent-
lichen Asylverfahren beim
Nürnberger Bundesamt
sind relativ schnell – drei
Monate dauerten sie 1999
im Schnitt, bei offensicht-
lich unbegründeten Anträ-
gen sogar nur zwei Wo-
chen. Etwa 80 Prozent der abgelehnten
Antragsteller klagen vor Gericht. Dabei ge-
hen im Schnitt 18 Monate für die erste In-
stanz ins Land, die zweite, zu der es aber
äußerst selten kommt, braucht noch einmal
6 Monate. Eilverfahren, besonders bei Ab-
schiebungen, dauern nur 5 Wochen.

Doch der Versuch, den vom Bundes-
flüchtlingsamt Abgelehnten den Gerichts-
weg zu versperren, würde am Grundge-
setz scheitern – denn auch die Garantie,
dass eine Behördenentscheidung gericht-
lich überprüft werden kann, ist dort ver-
ankert. Und das nicht umsonst. Immerhin
etwa jede zehnte Asylklage hat Erfolg –
damit steigt nach Ausschöpfung des

Drogenrazzia (i
Rechtswegs die Anerkennungsquote für
großes und kleines Asyl auf etwa 15 Pro-
zent. Allerdings ließe sich – auch ohne Än-
derung dieses Grundgesetzartikels – der
Rechtsweg auf eine Instanz verkürzen.
Doch „ist fraglich“, so Hailbronner, „ob
das ausreicht, um eine einheitliche Recht-
sprechung zu gewährleisten“. 

Solange das Grundrecht auf Asyl be-
steht, kann nämlich jeder abgelehnte Asyl-
bewerber das Bundesverfassungsgericht
anrufen. Seit 1991 machten 6785 Bewerber
von diesem Recht Gebrauch. Immerhin
rund 7 Prozent waren erfolgreich – das sind
fast dreimal so viele wie bei den übrigen
Verfassungsbeschwerden.
Die Debatte über das Ein-
wanderungsland Deutsch-
land hat erneut die Dis-
kussion um das Asylrecht
eröffnet – auch wenn die
rot-grüne Regierung die
politisch brisante Vermi-
schung vermeiden wollte.
„Asyl und Zuwanderung
sind zwei Sachverhalte“,
erklärt zum Beispiel der
Hagener Verfassungsrecht-
ler Dimitris Tsatsos, „Asyl
hat ganz andere sozialpoli-
tische und ethische Grund-
lagen als herkömmliche
Einwanderung. Bei dem ei-

nen geht es um Wirtschaftsfaktoren, bei
dem anderen um Solidarität.“ Tsatsos weiß,
wovon er redet. Die griechischen Obristen
steckten ihn 1973 vier Monate in Einzelhaft.

Mittlerweile ist der deutsche Beamte auf
Lebenszeit längst ein integrierter Einwan-
derer in Deutschland – auch wenn er zu-
gleich als griechischer Staatsbürger für die
Panhellenische Sozialistische Bewegung sei-
nes Geburtslandes im Europäischen Parla-
ment sitzt. Am Asyl lässt der Staatsrechts-
professor nicht rühren, doch eine Steue-
rung bei Nicht-Asylanten hält er für legitim:
„Es kann nicht der Sinn von Einwanderung
sein, dass man Leute aufnimmt, die Pro-
bleme schaffen.“
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1,21
Millionen
Probleme schaffen aber auch die Ein-
heimischen. „Integration bedeutet, dass
sich beide Kulturen, Deutsche und Aus-
länder, aufeinander zu bewegen müssen“,
sagt etwa der Ausländerbeauftragte der
Stadt Ulm, Gerhard Wörner. Latente 
und offene Ausländerfeindlichkeit treibt
auch integrationsbereite Neubürger in 
die Isolation, wenn sie sich – wie in etlichen
ostdeutschen Städten – als Farbige ab 
17 Uhr nicht mehr auf die Straße trau-
en können. Das schreckt auch jene hoch
qualifizierten Fachkräfte, die der deut-
schen Industrie und Forschung derzeit
fehlen. „Fremdenfeindlichkeit ist eine Ge-
fahr für den Wirtschaftsstandort“, sagt
etwa Rolf Kraemer, Professor an der TU
Cottbus und Mitbegründer der Lesswire
AG am Institut für Halbleiterphysik in
Frankfurt (Oder).

Gerade solche ausländischen Experten
aber werden in Zukunft immer mehr ge-
braucht. Noch ist es für viele Deutsche,
die sich vor Überfremdung fürchten, un-
vorstellbar: Schon in absehbarer Zeit wird
das Land dringend auf Hunderttausende
von Einwanderern angewiesen sein, um
seinen Wohlstand zu erhalten. Denn un-
zweifelhaft steht fest, dass das Volk der
Deutschen in den nächsten Jahrzehnten
dramatisch schrumpfen wird. Im Jahr 2050
gibt es, so die ziemlich zuverlässigen Rech-
nungen der Demografen, nur noch 59 Mil-
lionen Deutsche. Das Land wird leer – ein
Raum ohne Volk.

Schon seit den siebziger Jahren 
werden weniger Deutsche geboren, als 
zum Bestandserhalt nötig wären. Ein ho-
her Anteil von Kinderlosen ist der Grund
dafür, dass durchschnittlich pro Frau 
in Deutschland nur etwa 1,3 bis 1,4 Kin-
der geboren werden. Erst bei einer Rate
von mindestens 2,2 bliebe die Bevölke-
rung stabil. 
Das andauernde Geburtendefizit bei
gleichzeitig zunehmender Lebenserwar-
tung bewirkt überdies einen gewaltigen
Wandel der Altersstruktur. Während die
jungen Jahrgänge „geradezu implodieren“,
wie der Bevölkerungswissenschaftler Josef
Schmid prophezeit, steigt der Anteil der
Älteren an der Gesamtbevölkerung.

Eine im März veröffentlichte Studie der
Uno, in der die demografische Situation
von acht Industriestaaten mit niedrigen



Küchenhelfer aus Ghana
Der Bedarf ist nicht gedeckt
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Jugoslawen-Verein in Berlin, Student in Greifswald: Ab 17 Uhr nicht mehr auf der Straße
Fruchtbarkeitsraten untersucht wurde,
kommt für die Bundesrepublik zu
schockierenden Ergebnissen (siehe Grafik
Seite 42). 

Ohne weitere Zuwanderungen, so die
Uno-Experten, würde die Bevölkerung von
heute 82 Millionen auf knapp 59 Millionen
im Jahr 2050 sinken – ein Rückgang von 28
Prozent. Die Zahl der 15- bis 64-Jährigen,
also der Menschen im arbeitsfähigen Alter,
würde sogar um 41 Prozent abnehmen, die
Zahl der Älteren hingegen um rund ein
Drittel ansteigen.

Nur mit einem gewaltigen Schub an Ein-
wanderern ließe sich der Prozess bremsen.
Allein um die gegenwärtige Bevölkerungs-
zahl konstant zu halten, müssten bis zum
Jahr 2050 jährlich 324000 Ausländer ein-
wandern. Wollte man die Zahl der 15- bis
64-Jährigen auf dem heutigen Stand halten,
wären sogar 458000 Zuwanderer jährlich
nötig, insgesamt 25,2 Millionen. 

Geradezu gigantisch wäre der Bedarf,
wenn das zahlenmäßige Verhältnis zwi-
schen 15- bis 64-Jährigen und Älteren
gewahrt werden sollte. Um das zu errei-
chen, müsste Deutschland bis 2050 188,5
Millionen Menschen netto aufnehmen. Die
Einwohnerzahl würde auf 299 Millionen
anschwellen, der Anteil an Ausländern und
ihren Nachkommen würde 80 Prozent
betragen.

Das verblüffende Ergebnis beruht nicht
etwa auf einem Rechenfehler, sondern auf
der schlichten Tatsache, dass Einwanderer
ebenso altern wie die Einheimischen. Wer
zum Beispiel im Jahr 2010 im Alter von 35
Jahren nach Deutschland kommt, gehört
vom Jahr 2040 an zu den 65-Jährigen.

„Die Hoffnungen, die sich auf die Ein-
wanderung Jüngerer richten, sind naiv“,
urteilt denn auch der Bielefelder Bevölke-
rungswissenschaftler Herwig Birg. „Die de-
mografische Lücke ist nicht zu füllen“,
weiß auch dessen Bamberger Kollege
Schmid. Dennoch halten Bevölkerungs-
wissenschaftler eine gesteuerte Einwande-
rung für unverzichtbar. Nicht nur, um das
Problem der Schrumpfung und der demo-



Türkische Disco in Köln: Aufeinander zu beweg
20 000 Green-Card-
Einwanderer können bei
weitem nicht die 
Lücke der IT-Experten füllen
grafischen Alterung zu lösen, sondern
auch, so Birg, „weil Deutschland de facto
ein Einwanderungsland ist“. 

Tatsächlich ist Deutschland das größte
Einwanderungsland Europas, nur die USA
nahmen noch mehr Fremde auf. Rund 29
Millionen Menschen strömten zwischen
1950 und 1997 als Arbeitsmigranten, nach-
ziehende Familienangehörige, Aussiedler
oder Asylbewerber in die Bundesrepublik
– zusätzlich zu den etwa 8 Millionen Ver-
triebenen, die bis 1949 in die drei westli-
chen Besatzungszonen geflüchtet waren. 

Seit den Zeiten der ersten Gastarbeiter
gab es einen mal höheren, mal niedrigeren
Zustrom von Einwanderern. So wird es auch
in Zukunft bleiben. Allein die hier lebenden
Ausländer werden andere nachziehen. Etli-
che haben noch Ehepartner oder minder-
jährige Kinder im Hei-
matland. Andere werden
Partner aus ihrer Her-
kunftsregion heiraten und
nach Deutschland holen.

Zusätzlichen Schub
wird die geplante Ost-
erweiterung der EU brin-
gen. Das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) erwartet,
dass – bei voller Freizü-
gigkeit – allein im ersten
Jahr bis zu 220000 Men-

schen aus den neuen Mitgliedsländern in
die Bundesrepublik einwandern. 

Die DIW-Forscher sehen diese Entwick-
lung allerdings gelassen. „Mit einer Über-
schwemmung des Arbeitsmarktes“, so
DIW-Präsident Klaus Zimmermann, „ist
nicht zu rechnen.“

Schon jetzt ist der Arbeitskräftebedarf in
einzelnen Bereichen nicht gedeckt. Laut Sta-
tistik der Bundesanstalt für Arbeit sind zwar
fast vier Millionen Menschen in der Bun-
desrepublik ohne Beschäftigung. Gleichzei-
tig sind viele Stellen unbesetzt, etwa 400000
waren im Frühsommer offiziell gemeldet.
Arbeitsmarktexperten schätzen allerdings,
dass es in Wahrheit etwa dreimal so viele wa-
ren. Denn längst nicht alle Firmen, die Jobs
zu vergeben haben, wenden sich ans Ar-
beitsamt.
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So klagt etwa das Hotel- und Gast-
stättengewerbe seit Jahren über einen star-
ken Mangel an Mitarbeitern – obwohl in
dieser Branche rund 700000 Gästebetreu-
er arbeitslos gemeldet sind. Etwa 80000
Stellen, so der Deutsche Hotel- und Gast-
stättenverband (Dehoga), seien derzeit
unbesetzt.

Ähnliches berichten Altenheime, Kran-
kenhäuser und Pflegedienste. „Neue Kräf-
te“, klagt der Hauptgeschäftsführer des Ver-
bandes der privaten Pflegeheime, „sind
nicht zu akquirieren, vor allem in den Groß-
städten.“ 

Der Bedarf an Pflegern wird mit der zu-
nehmenden Überalterung noch erheblich
steigen. Ebenso werden die aktiven Senio-
ren mit Geld und Lust auf Unterhaltung für
wachsende Beschäftigung in der Freizeit-
Industrie sorgen.

Der größte Mangel herrscht derzeit bei
hoch qualifizierten Computer- und Soft-
ware-Spezialisten. Die 20000 IT-Experten,
die mit Hilfe der Green Card angeworben
werden sollen, reichen nach Ansicht der
Branche bei weitem nicht aus, die Lücke zu



Deutschland
füllen. Bei dem privaten Arbeitsvermittler
Adecco etwa wurden im vergangenen Jahr
44000 Stellenangebote für die so genann-
ten IT-Berufe registriert. Allein IBM stell-
te im vergangenen Jahr 2600 neue Mit-
arbeiter ein, der Großteil davon waren
Hochschulabsolventen. Beim Walldorfer
Software-Konzern SAP sind 300 bis 400
Stellen offen.

Ebenso begehrt wie Computerspezialis-
ten sind Ingenieure. Die Lufthansa sucht
per Internet Absolventen der Studiengän-
ge Maschinenbau sowie Luft- und Raum-
fahrttechnik. 
Mexikaner an der US-Grenze: Der Drang in

Längst kann die deutsche 
Regierung nicht mehr 
allein über den Umgang mit
Ausländern befinden
Es geht nicht nur um die Masse, son-
dern zunehmend um Klasse. Die Exper-
ten befürchten, dass Deutschland im welt-
weiten Konkurrenzkampf um hoch quali-
fizierte Arbeitskräfte ins Hintertreffen ge-
raten könnte. Vor allem die Amerikaner,
beobachtete etwa Bevölkerungsforscher
Schmid, „kämmen die Welt nach Hoch-
qualifizierten durch“. 

Nur durch ein Einwanderungsgesetz, so
das einhellige Urteil fast aller Bevölke-
rungswissenschaftler, ließe sich diese Ent-
wicklung korrigieren. Dann nämlich könn-
te genauer festgelegt werden, wie viele
Menschen in die Bundesrepublik kommen
dürfen und nach welchen Maßstäben sie
ausgesucht werden.

Längst aber können deutsche Regierung
und Parlament nicht mehr allein über den
Umgang mit Ausländern befinden. Seit Eu-
ropas Binnengrenzen gefallen sind, wird
auch die Asyl- und Migrationspolitik mehr
und mehr zur Gemeinschaftsaufgabe der
EU. Der Amsterdamer Vertrag verpflichtet
die Mitgliedsländer, in den kommenden
Jahren einen gemeinsamen Sicherheits-
und Rechtsraum zu schaffen. 

Beim EU-Sondergipfel im finnischen
Tampere im Oktober 1999 haben sich die
Staaten auf eine einheitliche Asyl- und
Flüchtlingspolitik im Rahmen der Genfer
Konvention festgelegt und die Kommission
damit beauftragt, bis zum Jahr 2001 ge-
meinsame Asyl-Mindestnormen und Min-
deststandards für die Asylverfahren vor-
zulegen. In einem zweiten Schritt soll ein
EU-einheitliches Asylverfahren eingeführt
werden.

Noch in diesem Herbst will der Brüsse-
ler Justizkommissar Antonio Vitorino Vor-
schläge für ein EU-weites Einwanderungs-
und Asylgesetz machen. Sein Ziel: Außer
Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewer-
bern soll es eine dritte Gruppe von Zu-
wanderern mit einem klaren Rechtsstatus in
der EU geben – die legalen Arbeitsimmi-
granten.

„Die Kommission glaubt, dass eine of-
fenere und transparentere Politik für lega-
le Einwanderung den Druck vom Asylver-
fahren nimmt, das gegenwärtig der Haupt-
weg für eine legale Einreise in die Union
darstellt“, schreibt Vitorino in einem ver-
traulichen Arbeitspapier zur Migration in
der EU.

Nahezu alle Vorschläge für eine Steue-
rung der Zuwanderung orientieren sich am



när Chandrasekhar: Tragfähiges Netzwerk 
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Beispiel der USA. Wohl zu
Recht, denn kaum eine eu-
ropäische Nation hat so
langjährige Erfahrung mit
Immigranten wie die beiden Staaten auf
dem nordamerikanischen Kontinent. 

Die weitaus größte Gruppe (72 Prozent)
unter den rund 665000 US-Immigranten
(1998) sind Zuwanderer, die als Familien-
angehörige nachziehen. Sie erhalten die
begehrte Green Card und damit eine dau-
ernde Aufenthaltsgenehmigung.

Hightech-Millio
Auf Grund ihrer besonderen Qualifika-
tion bekam nur der kleinere Teil der Zu-
wanderer die grüne Karte, so 1998 unter
anderem knapp 2000 Professoren und
Forscher, gut 5000 Manager oder rund 
12 000 Personen mit einer zweijährigen
Hochschulausbildung oder einem Bache-
lor-Abschluss.
Auch die exakt 1000 Ausländer, die 1998
in den USA eine Firma gegründet oder
sonstige Investitionen getätigt haben, ka-
men auf dem Ticket der Green Card. In
Gegenden mit hoher Arbeitslosigkeit rei-
chen bereits 500000 Dollar, woanders muss
es schon eine Million oder ein noch höhe-
rer Betrag sein.

Zudem werden jährlich bis zu 55000 „di-
versity immigrants“ per Los ausgewählt.
Acht Millionen Menschen hatten sich an
der Auslosung für das Jahr 2000 beteiligt.
Unter den Gewinnern befanden sich auch
3417 Deutsche.

Den größten Anteil an Zuwanderern
stellen die Nicht-Immigranten, jene Men-
schen, die nur ein begrenztes Bleiberecht
haben. Diese Gruppe, deren Zahl bei meh-
reren Millionen liegt, wird nach den US-
Bestimmungen in fast 30 verschiedene Ka-
tegorien unterteilt. 

In eine davon fallen jene Hochqualifi-
zierten, die nur vorübergehend bleiben
dürfen. Sie erhalten statt der Green Card
ein so genanntes H-1B-Visum, das auf drei
Jahre befristet ist und um weitere drei Jah-
re verlängert werden kann.

Die deutschen Vorschläge zu Green oder
Blue Card, wie sie die CSU nennt, entspre-
chen mit ihrem eingeschränkten Aufent-
haltsstatus eher dem H-1B-Visum der USA.
Doch im internationalen „Krieg um Talen-
te“, wie ihn die Unternehmensberatung



Green-Card-Promoter Schröder im Afrika-Pavillon der Expo: Die Union in einen peinlichen Zugzwang gebracht
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Gastarbeiter (circa 1967 in Hannover): Land de
McKinsey schon vor zwei Jahren heraufzie-
hen sah, kann die Bundesrepublik mit der-
art beschränkten Angeboten kaum die bes-
ten Köpfe gewinnen – das Klima für Aus-
länder ist einfach nicht danach. 

In den USA fühlen sich dagegen begab-
te Inder und Chinesen gleich heimisch. Sie
erwartet dort anders als in Deutschland
ein tragfähiges Netzwerk ihrer Landsleute.
Auf knapp eine viertel Million ist etwa die
indische Gemeinde im Silicon Valley ge-
wachsen – darunter Hightech-Millionäre
wie etwa K. B. Chandrasekhar, der eine
halbe Milliarde Dollar schwere Mitgrün-
der von Exodus Communications. Oder
Hatim Tyabji, zehn Jahre lang Chef der
Firma Verifone, die Hewlett-Packard für
1,2 Milliarden Dollar erwarb.

Die erfolgreichen indischen Unterneh-
mer im Silicon Valley wissen: „Wer in der
Neuen Wirtschaft mithalten will, muss
Neuankömmlinge mit offenen Armen auf-
nehmen“, so etwa Chandrasekhar.

Die Green Card, mit der Bundeskanzler
Schröder kurzfristig 20000 Computerspe-
zialisten nach Deutschland holen wollte,
Ein bisschen Öffnung 
allein reicht nicht, das
scheint auch Kanzler 
Schröder zu erkennen
zeigt bisher nur dürftige Effekte. Seit In-
krafttreten der neuen Einwanderungsklau-
seln Anfang August kamen mit der Green
Card gerade einmal 2449 Ausländer ins
Land. Die Zahl der Computer-Inder be-
trägt 440, insgesamt 384 kamen aus Russ-
land, Weißrussland und dem Baltikum, 256
weitere aus Rumänien.

Schuld sind nicht die Unternehmen. Vor
allem kleinere Computerfirmen und Inter-
54
net-Start-ups suchen händeringend nach
neuen Leuten. Doch gerade für sie ist die
„Verordnung über die Arbeitsgenehmigung
für hoch qualifizierte ausländische Fach-
kräfte der Informations- und Kommunika-
tionstechnologie“, wie die Green Card in
schönstem Behördendeutsch heißt, nicht
gemacht. So schreibt sie vor, dass Auslän-
der in Deutschland mindestens 100 000
Mark jährlich verdienen oder ein abge-
schlossenes Studium vorweisen müssen,
um in die Gunst deutscher Gastfreund-
schaft zu kommen.

Für junge Unternehmen wie die Berliner
Dooyoo AG sind diese Bedingungen schwer
zu erfüllen. Kaum einer der inzwischen 
70 Mitarbeiter, die sich in einer ehemaligen
Fabriketage im Ost-Berliner Stadtteil Fried-
richshain eingerichtet haben, bekommt 
derzeit mehr als 70000 Mark im Jahr. Statt
eines üppigen Grundgehalts zahlt Dooyoo-
Chef Felix Frohn-Bernau wie fast alle In-
ternet-Unternehmer lieber mit Aktien-
optionen, die seine Mitarbeiter direkt am 
Erfolg des Unternehmens beteiligen. Der –
ungewisse – Wert dieser Optionen darf laut
Green-Card-Verordnung aber nicht dem
Jahresgehalt zugerechnet werden.

Ein bisschen Öffnung reicht nicht – die-
se Erkenntnis scheint auch Kanzler Schrö-
der zu kommen. In Hannover machte er
kürzlich deutlich, dass in Deutschland
studierende Ausländer künftig auch dann
im Land bleiben sollten, wenn sie ein an-
deres Fach als Informatik abschlössen: 
„Es ist doch abenteuerlich, auf was wir 
in diesem Zusammenhang verzichten.“
Insbesondere Naturwissenschaftler und 
Ingenieure seien für die deutsche Wirt-
schaft unentbehrlich.

Doch Forschungs- und Ar-
beitsministerium konnten sich
bislang nicht auf eine neue Re-
gelung verständigen. Während
Forschungsministerin Edel-
gard Bulmahn heftig darum
wirbt, nach den Computer-
Indern nun auch Biotech- und
Maschinenbau-Inder zuzulas-
sen, blockiert Arbeitsminister
Walter Riester – wie schon bei
der Green Card. Er fürchtet
den Druck der Gewerkschaf-
ten, die unbeeindruckt von 
der Einwanderungsdebatte for-
dern, doch lieber Arbeitsplätze
für Deutsche zu schaffen.

Stephan Burgdorff, Carolin
Emcke, Maik Großekathöfer,

Dietmar Hipp, Hans Michael
Kloth, Horand Knaup,

Alexander Neubacher, Michael
Schmidt-Klingenberg, Sylvia
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